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2. FLUGLÄRM
 

 Der Geltungsbereich ist fluglärmbelastet. 
 

3. SCHALLSCHUTZ IM STÄDTEBAU 
 

 Im Geltungsbereich werden die Orientierungswerte des Beiblattes 1 zur DIN 18005 
Teil I "Schallschutz im Städtebau" überschritten. 
 

4. VERUNREINIGUNGEN 
 

 Das Grundstück der ehemaligen Gärtnerei im Geltungsbereich ist im Thüringer 
Altlasteninformationssystem (THALIS) unter der Kennziffer 10268 erfasst. Gemäß 
Untersuchung 02.05.2007 ist auf einer Teilfläche (s. Anlage der Begründung) ober-
flächennah 0-0,30m eine erhöhte Belastung im Feststoff bekannt. Eluatuntersu-
chungen ergaben keine Grenzwertüberschreitungen. Dieser Bodenhorizont ist vor 
Errichtung von Wohnnutzung zu beseitigen und entsorgen. Tiefbauarbeiten sind 
fachgutachterlich zu begleiten. Eine repräsentative Beweissicherung des Unter-
grundes ist durchzuführen. 
Gleiches gilt für Abbruch der Restgebäude und Anlagen der ehemaligen Gärtnerei. 
Sollten vom Fachgutachter hierbei organoleptische Auffälligkeiten und bislang 
unbekannte Hinweise auf Bodenkontaminationen festgestellt werden, ist der er-
forderlich werdende Untersuchungsumfang abzuleiten, zu begründen und das Un-
tersuchungskonzept mit der unteren Bodenschutzbehörde abzustimmen. 
 

5. ABFALLENTSORGUNG 
 

 Jedes bebaute Grundstück ist an die öffentliche Abfallentsorgung anzuschließen. 
Zur Entsorgung sind Abfallbehälter auf dem anschlusspflichtigen Grundstück an 
der öffentlichen Straße für Entsorgungsfahrzeuge anfahrbar bereitzustellen; al-
ternativ ist ein für Entsorgungsfahrzeuge anfahrbarer Übernahmeplatz bereitzu-
stellen.  
Für Duales System Deutschland GmbH ist ein Stellplatz an der Ottosstraße bereit-
zustellen. 
 

6. KAMPFMITTEL 
 

 Der Geltungsbereich war wahrscheinlich Bombenabwurfgebiet und ist daher 
kampfmittelgefährdet. 
 

7. ÄRCHÄOLOGISCHE BODENFUNDE 
 

 Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist mit archäologischen Bodenfunden 
und historischen Siedlungsresten zu rechnen. Erdarbeiten bedürfen somit einer Er-
laubnis gem. § 13 Abs.1 Nr. 3 ThürDSchG. Funde sind gem. § 16 des Thüringer Denk-
malschutzgesetzes unverzüglich der Unteren Denkmalschutzbehörde der Stadt Er-
furt und dem Thüringer Landesamt für Denkmalpflege und Archäologie anzuzei-
gen. 
 

8. DEN FESTSETZUNGEN ZU GRUNDE LIEGENDE VORSCHRIFTEN 
 

 Die den Festsetzungen zu Grunde liegenden Vorschriften wie DIN-Normen, RAL-
Farbstandarts  o.ä. können dort eingesehen werden, wo nach der Bekanntmachung 
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB die öffentliche Auslegung des Bebauungsplanes und der 
Begründung erfolgt und gemäß § 10 Abs. 3 BauGB der Bebauungsplan mit der Be-
gründung zu jedermanns Einsicht bereitgehalten wird d.h. nach derzeitiger Sach-
lage im Bauinformationsbüro der Stadtverwaltung Erfurt, 99096 Erfurt, Löberstra-
ße 34, Erdgeschoss.   

 
 

nur als maximal 2,00m hohe Hecke zulässig, dazu zusätzlich 
sind maximal 2,00m hohe Metallzäune zulässig. 
Mit den Hauptanlagen verbundene Zuwegungen, Außenleuch-
ten, Hauseingangsbereiche, Terrassen und sonstige nicht be-
grünte Flächen sind mittelgrau bis anthrazit, Stützwände in 
Betongrau auszuführen. Briefkästen sind mit Anthrazitgrau 
Farbton RAL 7016 oder mit matt gebürsteter Edelstahloberflä-
che auszuführen. 
 

19.2.  Im sonstigen Sondergebiet SO (EZH) sind Einfriedungen nur als 
maximal 2,00m hohe hintergrünte Metallzäune und nur zur 
Heinrichstraße, zur Ottostraße, zur Einfriedung von Regenrück-
halteflächen und zur Einfriedung von Lagerflächen zulässig.  
Die Einfriedung der privaten Grünflächen ist unzulässig. 
 

  

19.3.  Abgrabungen, Aufschüttungen und Stützwände sind nur für 
mit der Hauptanlage verbundene Terrassen und Zuwegungen 
bezogen auf die natürliche Geländeoberfläche im maximalen 
Umfang von 0,50m zulässig; Böschungen sind mit maximaler 
Neigung von 1: 3 anzulegen. 
Dies gilt nicht für die Errichtung von öffentlichen Verkehrsflä-
chen, für festgesetzte Anlagen für den Lärmschutz und festge-
setzte Anlagen zur Regenrückhaltung. 
 

  

20.  Werbeanlagen 
 

 § 83 Abs. 1 Nr. 1 
ThürBO 

20.1. Im sonstigen Sondergebiet SO (EZH) sind Werbeanlagen mit 
beweglichen Teilen, wechselndem oder laufendem Licht und an 
Auslegern nicht zulässig. 
 

  

20.2. Für das Sonstige Sondergebiet SO (EZH) gilt: 
Werbeanlagen sind nur am Gebäude bzw. in die Fassadeinteg-
riert zulässig. Werbeanlagen sind in ihrer Konstruktion, Höhen-
lage und Höhe an der jeweiligen Fassadenseite aufeinander 
abzustimmen. 
Untergeordnete Hinweisschilder sind nur ausnahmsweise zu-
lässig. 
 

  

 

TEIL C: HINWEISE                     
(ohne Festsetzungscharakter)    
 
1. LÄRMSCHUTZMAßNAHMEN AUßERHALB DES GELTUNGSBEREICHES  

 
 Zum Schutz der in Anlage der Begründung "Beiplan Lärmschutzmaßnahmebereich 

gemäß Hinweise" markierten Gebäude wird der Vorhabenträger dieses vorhabezo-
genen Bebauungsplanes BRV562 Lärmschutzmaßnahmen finanzieren. Dies gilt 
sowohl für bestehende Wohnnutzungen als auch für bestehende Büronutzungen 
und Nutzungen durch freie Berufe. Die Umsetzung soll nach Inkrafttreten des Be-
bauungsplanes beginnen. 
Voraussetzung für eine Anspruchsberechtigung ist, dass unter Berücksichtigung 
erfolgter aktiver Lärmschutzmaßnahmen nach den Ergebnissen des Lärmschutz-
gutachtens in Anlage der Begründung "Schallimmssionsprognose" Außenpegel von 
70 dB(A)/60 dB(A) tags/nachts vorhabenbedingt erstmals erreicht werden oder die 
v.g. Außenpegel bereits erreicht/überschritten sind und vorhabenbedingt um min-
destens 0,1 dB(A) erhöht werden. Anspruchsvoraussetzungen für die Gewährung 
von Leistungen richten sich am Umfang der erforderlichen Schallschutzmaßnah-
men nach § 3 der 24. BImSchV (Verkehrswege-Schallschutzmaßnahmenverordnung) 
aus. Die Außenflächen der anspruchsberechtigten Räume dürfen hierbei das nach 
den Anforderungen der 24. BImSchV zu bestimmende erforderliche bewertete 
Schalldämmmaß nicht unterschreiten. Ist eine Verbesserung notwendig, so soll 
die Verbesserung mindestens 5 dB betragen. Der Vorhabenträger dieses vorhabe-
zogenen Bebauungsplanes BRV562 stellt die für passive Schallschutzmaßnahmen 
erforderlichen Finanzmittel bereit. 
 

15.1.  In den allgemeinen Wohngebieten WA01 bis WA04 und WA12 
bis WA18 sind für Fassaden bei Materialvariante Klinker nur 
dunkler Klinker zulässig: Klinker dunkelgrau / mittelgrau / Fuge 
mittelgrau mit schmalen Stoßfugen. 
In den allgemeinen Wohngebieten WA05 bis WA11 sind für Fas-
saden bei Materialvariante Klinker nur helle Klinker zulässig: 
Klinker Fuge cremeweiß mit schmalen Stoßfugen. 
 

  

15.2.  In den allgemeinen Wohngebieten WA 01 bis WA18 gilt: 
Reflektierende Fassadenmaterialien und -elemente sind nicht 
zulässig.  
Für Fassaden bei Materialvariante Außenputz ist nur Silikat-
putz K1,5, gestrichen mit Acrylfarbe gedeckt weiß-hellgrau zu-
lässig. 
Für Fassaden bei Materialvariante Holz ist nur behandeltes 
Holz zulässig.   
Für Holzfassaden sind folgende Beschichtungen zulässig: Lär-
che sägerauh Rotanstrich (Schwedenrot), Lärche Raute Ver-
grauungsanstrich, Lärche Keilschalung Vergrauungsanstrich, 
Lärche Keilschalung 1-2facher Holzschutzanstrich (farberhal-
tende Schutzlasur). 
Für Außenfenster und Außentüren sind nur Materialien als A-
luminiumrahmen, Holz-Alu-Fenster, Holzfenster, folierte 
Kunstoffenster zulässig. 
Für Außenfenster und Außentüren ist nur die Farbe Anthrazit 
(RAL 7016 Anthrazitgrau) zulässig. 
Außenfenster und Außentüren sind in quadratischer und recht-
eckiger Form auszuführen. 
Für Teilflächen der Fassaden als hinterlüftete Bekleidungen 
sowie Paneelflächen innerhalb von Bauelementen sind nur fol-
gende Farben und Materialarten zulässig: Farbton Rot Faser-
zementfassadentafel RAL 3007 oder, Farbton Anthrazit RAL 
3007. 
Für Außenfensterbänke sind nur anthrazitfarbene Werk- oder 
Natursteine zulässig. 
Es sind nur lichtgraue Rollläden bündig gebäude- bzw. fassa-
denintegriert zulässig; Schiebeläden und Jalousien sind zuläs-
sig. 
Vor Fassaden gestellte und auskragende Balkone sind nicht zu-
lässig. 
Außerhalb baulicher Anlagen sind einsehbare Antennenanla-
gen nicht zulässig. Antennenanlagen auf Flachdächern sind ge-
gen Einsehbarkeit von den angrenzenden Verkehrsflächen 
durch erhöhte Attikaausbildung zu schützen. 
 

  

15.3.  Fassaden mit frei sichtbaren Dachentwässerungen sind unzu-
lässig. Ausnahmeweise sind Dachentwässerungen in wenig 
einsehbaren Fassadenbereichen (wie an Gebäudeinnenecken) 
zulässig. 
 

  

15.4.  Im sonstigen Sondergebiet SO (EZH) gilt: 
Reflektierende Fassadenmaterialien und -elemente sind nicht 
zulässig. Die Nord- und Südfassade ist flächig verputzt anthra-
zitgrau auszuführen. Rückkühlgeräte sind in die Hauptanlage 
gebäudeintegriert auszuführen. Außerhalb baulicher Anlagen 
sind einsehbare Antennenanlagen nicht zulässig. 
 

  

16.  Dächer 
 

 § 83 Abs. 1 Nr. 1 
ThürBO 

16.1.  Für die allgemeinen Wohngebiete WA 01 bis WA18 gilt: 
Für Haustypen 1, 2, 3, 4, und 6 sind nur Flachdächer zulässig. 
Für Haustyp 5 sind nur Flachdach, Pultdach mit einer Neigung 
15-22° und Satteldach mit einer Neigung 15° zulässig.  
Nicht als Terrasse genutzte Dachflächen sind zu begrünen oder 
mit vorbewittertem Tintanzinkblech grau bis anthrazitfarben 

  

einzudecken;  
Aufdachanlagen auf Flachdächern sind gegen Einsehbarkeit 
von den angrenzenden Verkehrsflächen durch erhöhte Attika-
ausbildung zu sichern. 
Einfassungen und Absturzsicherungen von Dachterrassen sind 
in Kubatur und Erscheinung des Haustyps integriert und mit 
Material, Farbe und Oberfläche dem Haustyp gleich auszufüh-
ren. 
Dachaufbauten zu Begehung der obersten Dachflächen sind 
nicht zulässig.  
 

16.2.  Im sonstigen Sondergebiet SO (EZH) sind ist ein flach geneigtes 
Pultdach mit Dacheindeckung in Metall, nicht reflektierend 
und anthrazitgrau zulässig. 
  

  

17.  Garagen, Carports, Müllsammelplätze 
 

 § 83 Abs. 1 Nr. 4 
ThürBO 

17.1.  In den allgemeinen Wohngebieten WA 01 bis WA18 sind Gara-
gen, Carports und eingehauste Müllsammelplätze nach Fest-
setzung "Fassaden" und "Dächer" auszuführen. 
 

  

17.2.  In den allgemeinen Wohngebieten WA01 bis WA04 sind Müll-
sammelplätze einzuhausen, in die Carports zu integrieren, und 
in Farbe, Material, Kubatur und Oberfläche den Carports anzu-
passen und einheitlich auszuführen.   
 

  

17.3.  In den allgemeinen Wohngebieten WA01 bis WA04 sind Car-
ports und eingehauste Müllsammelplätze nördlich der Plan-
straße E und F jeweils in Bewandung, Überdachung und Rück-
wand einheitlich auszuführen. Diese Rückwand ist maximal 
1,50m hoch und gegen das Erdreich der angrenzenden öffentli-
chen Grünfläche zu errichten. 
 

  

17.4.  In den allgemeinen Wohngebieten WA05 bis WA18 sind Müll-
sammelplätze einzuhausen, in bauliche Anlagen Garagen, Car-
ports und Einfriedungen zu integrieren, und in Farbe, Material, 
Kubatur und Oberfläche diesen anzupassen und einheitlich 
auszuführen. Dabei sind in Einfriedungen integrierte Müll-
sammelplätze mit Oberfläche Sichtbeton und Türblatt anthra-
zitgrau auszuführen. 
 

  

17.5.  Im sonstigen Sondergebiet SO (EZH) sind Müllsammelplätze 
einzuhausen, in baulichen Anlagen zu integrieren, und mit To-
ren zu verschließen. Sonstige Lagerflächen sind einzuhausen. 
 

  

18.  Oberflächenbefestigungen 
 

 § 83 Abs. 1 Nr. 4 
ThürBO 

18.1.  Innerhalb des sonstigen Sondergebiet SO (EZH) sind Zufahrten 
mit bituminösem Fahrbahnbelag als aufgehellter Asphalt und 
Pflasterstreifen aus anthrazitfarbenem Betonpflaster, Flächen 
für PKW-Stellplätze mit wasserdurchlässigen Belägen und 
Fusswege mit anthrazitgrauem Betonpflaster auszuführen.  
 

  

18.2.  In den allgemeinen Wohngebieten WA 01 bis WA18 sind mit KfZ 
befahrbare Flächen in den Farben mittelgrau bis anthrazit als 
versickerungsfähiges Pflaster auszuführen.  
 

  

19.  Außenanlagen und Einfriedungen 
 

 § 83 Abs. 1 Nr. 4 
ThürBO 

19.1.  Für die allgemeinen Wohngebiete WA01 bis WA18 gilt: 
Entlang der öffentlichen Verkehrs- und Grünflächen sind Ein-
friedungen nur als 1,20m hohe geschnittene Hecke zulässig, da-
zu zusätzlich sind 1,20m hohen Metallzäune auf der der Straße 
abgewandten Seite zulässig. 
Entlang der sonstigen Grundstücksgrenzen sind Einfriedungen 

  
 
 

WA018 sind entlang der den Planstraßen A bis F abgewandten 
Grundstücksgrenzen zulässige Einfriedungen mit Heckenstrei-
fen maximal 2,00m hoch zu hinterpflanzen. 
Folgende Arten sind zu verwenden: Sträucher verpflanzt, Höhe 
60-100 cm Berberis vulgaris (Gewöhnliche Berberitze), Carpi-
nus betulus (Hainbuche), Cornus mas (Kornelkirsche), Fagus 
sylvatica (Rotbuche), Forsythia (Goldglöckchen), Ligustrum 
vulgare (Liguster), Pyracantha Hybr. (Feuerdorn). 
 

 

12.3.  Im sonstigen Sondergebiet SO (EZH) sind die nichtüberbauba-
ren Grundstücksflächen, die nicht für Zufahrten, Stellplätze, 
Anlieferungszone und Müllsammelplätze genutzt werden, zu 
begrünen. Je 4 PKW-Stellplätze ist mind. ein Baum 1. Ordnung 
mit einem Stammumfang von min.18-20 cm in den Maßnah-
meflächen M2.0 = 13 Bäume mit StU 20-25 cm, M2.1 = 16 Bäume 
mit StU 18-20 cm und M2.4 = 20 Bäume mit StU 18-20 cm zu 
pflanzen. 
 

  

13.  BEDINGTE FESTSETZUNGEN  § 9 Abs. 2 Nr.2 
BauGB 
 

13.1.  Die auf den Flächen der allgemeinen Wohngebiete WA05 bis 
WA18 getroffenen Festsetzungen gelten erst, wenn die durch 
den Straßenverkehrslärm erzeugten Beurteilungspegel an der 
festgesetzten überbaubaren Grundstücksfläche einen Wert 
von 49 dB(A) nicht überschreiten. Bis zum Eintritt dieses Um-
standes werden die Flächen als nichtüberbaubare Grund-
stücksflächen der allgemeinen Wohngebiete festgesetzt. Die 
festgesetzten überbaubaren Grundstücksflächen treten ent-
sprechend zurück und werden nach Norden durch eine Bau-
grenze begrenzt.  
 

 § 9 Abs. 2 Nr.2 
BauGB 

13.2.  Die auf den Flächen der allgemeinen Wohngebiete WA01 bis 
WA03 und WA06 bis WA08 getroffenen Festsetzungen, die ei-
nen Abstand von 50,00m gemessen von der Außenkante des 
Gleichrichterunterwerk GUW7 an der Binderslebener Land-
straße unterschreiten gelten erst, wenn Schallschutzmaßnah-
men an diesem Gleichrichterunterwerk GUW7 realisiert sind, 
die den nach TA Lärm einzuhaltenden Beurteilungspegel von 
40 dB(A) im Nachtzeitraum an den Baufeldern auf den o.g. 
Wohngebieten gewährleisten. Bis zum Eintritt dieses Um-
standes werden die Flächen als nichtüberbaubare Grund-
stücksflächen der allgemeinen Wohngebiete festgesetzt. Die 
festgesetzten überbaubaren Grundstücksflächen treten ent-
sprechend zurück und werden parallel zur Außenkante des 
Gleichrichterunterwerk GUW7 durch eine Baugrenze begrenzt. 
 

 § 9 Abs. 2 Nr.2 
BauGB 

BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN NACH § 9, Abs. 4 BauGB i. 
V. m. § 83 ThürBO und § 12 Abs. 3 BauGB 
 
 
Nr. Festsetzung  Ermächtigung 

 
14.  Gestaltung baulicher Anlagen 

 
  

14.1.  Die bauliche Anlagen sind nach den zeichnerischen Festset-
zungen A2, A3 und A4 auszuführen. Soweit seitliche Fassaden-
ansichten nicht festgesetzt sind, ist das Fassadenmaterial der 
Straßenansicht zu verwenden. Abweichungen sind im Rahmen 
der sonstigen Festsetzungen ausnahmsweise zulässig, soweit 
die gestalterischen Grundzüge nicht verletzt werden.  
 

 § 12 Abs. 3 Satz 2 
BauGB i.V. mit 
§ 83 Abs. 1 Nr. 1 
ThürBO  
 

15.  Fassaden 
 

 § 83 Abs. 1 Nr. 1 
ThürBO 

 
Für zur Nachtzeit genutzte Wohnräume sind generell schall-
gedämmte Lüftungseinrichtungen vorzusehen, die eine Ein-
haltung des erforderlichen resultierenden Schalldämm-Maßes  
gemäß DIN 4109, Schallschutz im Hochbau; Anforderungen 
und Nachweise, Ausgabedatum 1989-11. 
 

11.2.  Bei Wohngebäuden im WA01 bis WA04 sind die Wohnungs-
grundrisse so zu gestalten, dass Fenster von Schlaf- und Kin-
derzimmern, die zur Raumbelüftung benötigt werden, sich 
nicht unmittelbar zur Binderslebener Landstraße befinden. 
Davon kann abgewichen werden, wenn für diese Räume 
schalldämmende Lüftungseinrichtungen oder andere geeigne-
te Maßnahmen vorgesehen werden, die eine ausreichende Be-
lüftung gewährleisten; dabei darf das festgesetzte Gesamt-
schalldämm-Maß (R'w,res) der Fassadenseite durch die Lüf-
tungseinrichtungen nicht verringert werden. 
 

  
 
 
 
 

11.3.  Für das Sonstige Sondergebiet SO (EZH) gilt: 
Es sind nur maximal 200 PKW-Stellplätze zulässig. 
Die Andienung für Anlieferung und Müllabfuhr ist nur von der 
Planstraße A von und zur Binderslebener Landstraße zulässig.  
Die Andienung für Anlieferung und Müllabfuhr ist nur über die 
festgesetzte "Ein- und Ausfahrt 1" zur festgesetzten "Zufahrt 
Anlieferung" zur Tagzeit von 6:00 Uhr bis 22:00 Uhr im Um-
fang von max. 7 LKW/Tag, davon max. 2 Mal innerhalb der Ru-
hezeiten (6.00 – 7.00 Uhr oder 20.00 Uhr bis 22.00 Uhr), zuläs-
sig. Die Zone der Anlieferung ist einzuhausen und mit Toren 
zu versehen. Die Einhausung und Tore der Anlieferung müssen 
ein bewertetes Schalldämmmaß von Rw ≥ 15 dB erreichen. 
Während der Anlieferung sind die Tore zu schließen.  
Die maximal 6 Standorte zum Sammeln von Einkaufswagen 
sind dreiseitig eingehaust, überdacht und Richtung Norden, 
Osten oder Süden geöffnet zulässig. 
Der Austausch oder das Leeren von Müllsammelbehältern im 
Freien darf nur im Zeitraum 7.00 bis 20.00 Uhr erfolgen. 
Die immissionswirksame Schallleistung außen liegender Tech-
nik und der Öffnungen der Technikräume im Bereich der Ge-
bäude ist für die Nachtzeit auf 75 dB(A) begrenzt. 
Kfz-Stellplätze, die außerhalb der Tagzeit (6:00 Uhr bis 22:00) 
genutzt werden, müssen mindestens 35,00m von der nächst-
gelegenen Wohnbebauung entfernt liegen und dürfen nur ü-
ber die festgesetzten "Ein- und Ausfahrt 2" und "Ein- und Aus-
fahrt 3" angedient werden. 
Die Fahrgassen sind in Asphalt auszuführen. 
 

  

12.  FLÄCHEN ZUM ANPFLANZEN VON BÄUMEN, STRÄU-
CHERN UND SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN SOWIE 
MIT BINDUNG FÜR BEPFLANZUNGEN UND DEN ER-
HALT VON BÄUMEN, STRÄUCHERN UND SONSTIGEN 
BEPFLANZUNGEN 
 

 § 9 Abs. 1 Nr. 25 
BauGB 
 
 

12.1.  Auf den den Planstraßen A bis F und der Ottostrasse zuge-
wandten, nicht überbaubaren Grundstücksgrenzen der WA01 
bis WA018 sind zulässige Einfriedungen mit einem geschnit-
tenen Heckenstreifen mit Endwuchshöhe 1,50m entlang der 
Straßen zu hinterpflanzen. 
Folgende Arten sind zu verwenden: Sträucher verpflanzt, Ber-
beris vulgaris (Gewöhnliche Berberitze), Carpinus betulus 
(Hainbuche), Cornus mas (Kornelkirsche), Fagus sylvatica (Rot-
buche), Forsythia (Goldglöckchen), Ligustrum vulgare (Ligus-
ter), Pyracantha Hybr. (Feuerdorn). 
 

  

12.2.  Auf den nichtüberbaubaren Grundstücksflächen der WA01 bis   

8.23. Im Bereich der allgemeinen Wohngebiete sind folgende Er-
satzquartiere gemäß Herstellerangaben anzubringen: 
Im Bereich des WA 14 ist pro Gebäude eine Halbhöhle für Vo-
gelarten gemäß Herstellerangaben anzubringen. 
Im Bereich der WA 16 und WA 17 ist pro Gebäude ein Mauerseg-
ler-Nistkasten gemäß Herstellerangaben anzubringen.  
Im Bereich des WA 18 ist pro Gebäude ein Fassadenquartier für 
Fledermausarten gemäß Herstellerangaben anzubringen. 
Lage und Ausrichtung sind vor Ausführung mit dem Umwelt- 
und Naturschutzamt abzustimmen. 
 

  

9.  FLÄCHEN MIT GEHRECHTEN ZUGUNSTEN DER ALL-
GEMEINHEIT UND RECHTE ZUR FÜHRUNG UNTERIR-
DISCHER VERSORGUNGSANLAGEN UND –LEITUNGEN
 

 § 9 Abs. 1 Nr. 21 
BauGB 

9.1.  Die mit einem GFL1 bezeichnete Fläche ist eine mit einem Lei-
tungsrecht zu Gunsten des Leitungsträgers zur unterirdischen 
Führung  einer Fernwärme zu belastende Fläche. 
 

  

9.2.  Die mit einem GFL2 bezeichnete Fläche ist eine mit einem Lei-
tungsrecht zu Gunsten des Leitungsträgers zur unterirdischen 
Führung von Regenwasserleitungen zu belastende Fläche. 
 

  

9.3.  Innerhalb der privaten Grünfläche entlang der Binderslebener 
Landstraße wird eine mit einem Geh- und Radfahrrecht zur 
Nutzung durch die Allgemeinheit zu belastende 3,50m breite 
Fläche festgesetzt.    
 

  

9.4.  Zeichnerisch festgesetzte Flächen, die mit Geh- Fahr- und Lei-
tungsrechten zu belasten sind, können ausnahmsweise in ih-
rer Lage verschoben werden, soweit die beabsichtigte Wege-
beziehung gewahrt bleibt. 
 

  

10.  VERWENDUNGSVERBOT BESTIMMTER LUFTVERUN-
REINIGENDER STOFFE 
 

 § 9 Abs. 1 Nr. 23 
BauGB 

10.1.  In Feuerungsanlagen, die nach Inkraftsetzung des Bebauungs-
planes neu errichtet oder verändert werden, dürfen keine flüs-
sigen oder festen Brennstoffe verbrannt werden.  
 

  

11.  VORKEHRUNGEN ZUM SCHUTZ VOR SCHÄDLICHEN 
UMWELTAUSWIRKUNGEN  
 

 § 9 Abs. 1 Nr. 24 
BauGB 

11.1.  Für die allgemeinen Wohngebiete WA01 bis WA18 gilt: 
Entsprechend den in der Planzeichnung festgesetzten Lärm-
pegelbereichen müssen die resultierenden Schalldämm-Maße 
R'w,res an den Außenbauteilen der Gebäude den gemäß DIN 
4109,Schallschutz im Hochbau; Anforderungen und Nachwei-
se,  Ausgabedatum 1989-11 ermittelten Werte wie folgt errei-
chen: 
 
Lärmpegelbereich Aufenthaltsräume in Wohnungen, Über-
nachtungsräumen in Beherbergungsstätten und ähnliches, erf. 
R'w,res in dB Büroräume 
 

Lärm- 
pegel- 
be-
reich 

Aufenthaltsräume in Woh-
nungen, Übernachtungs-
räume in Beherbergungs-
stätten und ähnliches, erf. 
R'w,res in dB 

Büroräume 
 
 
erf. R'w,res in dB 

III 35 30 
IV 40 35 
V 45 40 

  

 
8.14.  Maßnahme M3.5: 

Innerhalb der WA01 bis WA04 nördlich der Planstraße E und F 
sind gem. Planeintrag Laubbäume Prunus schmittii  (Spiegel-
rinden-Kirsche) mit StU min 18-20 cm zu pflanzen. Als Unter-
pflanzung sind Bodendecker und Kleinsträucher der folg. Arten 
zu verwenden: Hedera helix (Gemeiner Efeu), Potentilla fruti-
cosa in Sorten (Fingerstrauch), Rosa bodendeckende Sorten, 
Vinca minor (Kleines Immergrün). 
 

  

8.15.  Maßnahme E2.0: 
Innerhalb der privaten Grünflächen östlich und südlich des 
sonstigen Sondergebietes sind die vorhandenen Gehölzbe-
stände dauerhaft zu pflegen und in die Neupflanzungen ein-
zubinden. 
 

  

8.16. Maßnahme E3.0:  
Innerhalb der allgemeinen Wohngebiete  im Bereich der vor-
handenen Geländesprünge und deren Böschungen sind vor-
handene Gehölzbestände dauerhaft zu erhalten, pflegen und 
als durchgängiger flächiger Gehölzbestand zu entwickeln. Er-
gänzungspflanzungen von Einzelbäumen der folgenden Arten 
sind zulässig: Hochstamm, STU min. 12-14 cm Acer in Arten und 
Sorten (Ahorn), Sorbus aucuparia "Edulis" (Mährische Eber-
esche) Malus (Obstgehölz oder Zierapfel), Prunus (Obstgehölz 
oder Zierkirsche), Pyrus (Birne). Die Bestände sind dauerhaft  
vor dem Befahren, Lagern von Baumaterial und anderen Be-
schädigungen zu schützen. 
 

  

8.17.  Maßnahme E4.0:  
Auf dem vorhandenen südausgerichteten Geländesprung in-
nerhalb des WA15 sowie zwischen WA 07 und WA 08 ist die 
vorhandene Ruderalflur zu erhalten und dauerhaft als Habitat 
für Zauneidechsen mit besonnten Rasenflächen, feinschottri-
gen Flächen und Steinhaufen zu erhalten und zu entwickeln. 
Mindestens 20% der Flächen sind vegetationsfrei auszubilden 
und mit einem Kiesauftrag in der Körnung 0/32 mm zu verse-
hen. 
 

  

8.18. Oberflächenbefestigungen sind in den allgemeinen Wohnge-
biete WA01 bis WA18 und im sonstigen Sondergebiet SO (EZH) 
für offene PKW-Stellplätze mit wasserdurchlässigen Belägen 
auszubilden.  
 

  

8.19. Für die Außenbeleuchtung sind zum Schutz nachtaktiver In-
sekten nur LED- oder Natriumdampfleuchten zulässig.  
 

  

8.20. Die Wurzelbereiche von zur Erhaltung festgesetzten Bäumen 
sind auf einer Fläche von mindestens 6,0 m²  von Versiegelung 
freizuhalten und durch geeignete Maßnahmen vor Verdich-
tung durch Betreten oder Befahren zu schützen. 
Für alle neu zu pflanzenden Bäume ist dauerhaft ein durch-
wurzelbarer Raum von mindestens 12 m³ bei einer Breite von 
mindestens 2 m und einer Tiefe von mind. 1,5 m zu gewährleis-
ten. Die Wurzelbereiche sind durch geeignete Maßnahmen 
dauerhaft luft- und wasserdurchlässig zu erhalten. 
 

  

8.21.  Auf Dachflächen und Oberflächenbefestigungen anfallendes 
Niederschlagswasser ist auf dem Baugrundstück soweit mög-
lich zu versickern.  
 

  

8.22. Oberboden, der bei der Errichtung baulicher Anlagen sowie bei 
wesentlicher Veränderung der Erdoberfläche ausgehoben 
wird, ist in nutzbarem Zustand zu erhalten, zwischen zu lagern 
und an geeigneten Stellen wieder einzubauen. 
 

  

Schneeball), Bodendecker und Kleinsträucher: Potentilla fruti-
cosa in Sorten (Fingerstrauch), Ribes alpinum "Schmidt" (Al-
pen- Johannisbeere), Rosa nitida (Glanz-Rose), Rosa bodende-
ckende Sorten. 
 
 

8.9.  Maßnahme M2.6: 
Die Regenrückhaltung für Flächen des sonstigen Sondergebiet 
ist naturnah zu gestalten und mit Bäumen und Sträuchern der 
folgenden Arten zu bepflanzen: 4 St. Bäume (StU 14/16 cm): Al-
nus incana (Grau-Erle) Sträucher (verpflanzt, Höhe 60/100 cm): 
Salix in Arten und Sorten (Weide), Hippophae rhamnoides 
(Sanddorn) 
 

  

8.10. Maßnahme M3.1:   
Innerhalb der festgesetzten Pflanzflächen im Bereich der Bö-
schungen zwischen WA15 und WA16 und südlich der Fläche der 
EVAG Trafo sind Pflanzungen mit einer Pflanzdichte von 75 
Bodendecker/ Kleinsträucher, 25 Sträucher je 100 m² und 1 
Baum je 200 m² der folgenden Arten anzulegen: Bodendecker 
und Kleinsträucher: Hedera helix (Gemeiner Efeu), Potentilla 
fruticosa i. S. (Fingerstrauch in Sorten), Rosa bodendeckende 
Sorten Vinca minor (Kleines Immergrün), Sträucher verpflanzt 
H 60-100 cm: Amelanchier ovalis (Felsenbirne), Cytisus in Arten 
und Sorten (Ginster), Rosa in Arten und Sorten Viburnum lan-
tana (Wolliger Schneeball), Obststräucher Bäume, HST, STU 
min. 12-14 cm Acer in Arten und Sorten (Ahorn), Sorbus aucupa-
ria "Edulis" (Mährische Eberesche), Malus (Obstgehölz oder 
Zierapfel), Prunus (Obstgehölz oder Zierkirsche), Pyrus (Birne). 
 

  

8.11.  Maßnahme M3.2: 
Für die WA01 bis WA018 gilt: Die nichtüberbaubaren Grund-
stücksflächen sind gärtnerisch anzulegen. Je 200 m² nicht ü-
berbaubarer Grundstücksfläche ist ein kleinkroniger Laub-
baum als Hochstamm mit StU min 14-16 cm der folgenden Ar-
ten zu pflanzen. Für die gem. Planeintrag gekennzeichneten 
Baumstandorte sind folgende Arten zu verwenden: entlang der 
westl. Geltungsbereichsgrenze: Sorbus aucuparia "Edulis" 
(Mährische Eberesche), östlich Planstr. B, C, D und G sowie Ot-
tostr.: Acer campestre "Elsrijk" (Kegel- Feldahorn), entlang der 
südlichen Grundstücksgrenzen WA 1 bis 4: Prunus subhirtella 
(Schnee-Kirsche), zwischen WA 09 und 10, sowie 17 und 18, 05 
und 12, 08 und 14: Malus in Arten und Sorten (Zierapfel). Auf 
die Gesamtzahl der zu pflanzenden Bäume pro Grundstück 
werden die im Plan zeichnerisch festgesetzten Bäume ange-
rechnet und sind in ihrer Lage geringfügig verschiebbar.  
 

  

8.12.  Maßnahme M3.3: 
Innerhalb der festgesetzten Verkehrsfläche besonderer Zweck-
bestimmung verkehrsberuhigter Bereich im 9,00m breiten Ab-
schnitt der Planstraße B sind in ca. 3 x 4 m (12 m²) große Pflanz-
scheiben 4 Amelanchier in Arten und Sorten (Felsenbirne) mit 
StU min 12/14 cm sowie Bodendeckern/ Kleinsträuchern, Grä-
sern zu bepflanzen.   
 

  

8.13.  Maßnahme M3.4: 
Innerhalb der festgesetzten Pflanzfläche an der Ottostraße 
und an den Planstraßen B, C und D sind entlang der Straßen 
Pflanzungen als geschnittener Heckenstreifen mit einer End-
wuchshöhe von 1,50 m als vollständige Hinterpflanzung der 
Einfriedungen anzulegen. Die Hinterpflanzung erfolgt stra-
ßenseitig. Folgende Arten sind zu verwenden: Sträucher ver-
pflanzt, Höhe 60-100 cm, Berberis vulgaris (Gewöhnliche Ber-
beritze), Carpinus betulus (Hainbuche), Cornus mas (Kornelkir-
sche), Fagus sylvatica (Rotbuche), Forsythia (Goldglöckchen), 
Ligustrum vulgare (Liguster), Pyracantha Hybr. (Feuerdorn). 

  

de Arten und Pflanzqualitäten sind zu verwenden:
- Bäume 1. Ordnung (min. STU 18/20 cm): Alnus incana (Grau-
Erle), Acer pseudoplatanus (Bergahorn), Acer platanoides 
(Spitzahorn), Corylus colurna (Baumhasel), Tilia cordata (Win-
terlinde), - Bäume 2. Ordnung (min. STU 12/14 cm): Acer cam-
pestre (Feld- Ahorn), Carpinus betulus (Hainbuche), Sorbus au-
cuparia (Eberesche), Sorbus torminalis (Elsbeere) - Sträucher 
(Verpflanzt, Höhe 60/100 cm): Berberis vulgaris (Gewöhnliche 
Berberitze), Cornus  mas (Kornelkirsche), Cornus sanguinea 
(Roter Hartriegel), Corylus avellana (Haselnuss), Ligustrum 
vulgare (Gewöhnlicher Liguster), Lonicera xylosteum (Gemeine 
Heckenkirsche), Sambucus nigra (Schwarzer Holunder), Vibur-
num lantana (Wolliger Schneeball),  
- Bodendecker und Kleinsträucher: Hedera helix (Gemeiner E-
feu), Potentilla fruticosa in Sorten (Fingerstrauch), Ribes alpi-
num "Schmidt" (Alpen-Johannisbeere), Rosa nitida (Glanz-
Rose); Rosa bodendeckende Sorten, Vinca minor (Kleines Im-
mergrün). 
 

8.5.  Maßnahme M2.2:  
Innerhalb der privaten Grünfläche mit der Festsetzung für den 
Lärmschutzwall (Umgrenzung der Flächen für besondere Anla-
gen und Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelt-
einwirkungen im Sinne des Bundes- 
Immissionsschutzgesetzes) sind Pflanzungen als doppelte 
Baumreihe gem. Planeintrag zu entwickeln. Zu verwendende 
Art: Robinia pseudoacacia "Casque Rouge" Hochstamm, StU 
min 14/16 cm. Je 100 m² sind weiterhin 75 Bodendecker/  Klein-
sträucher der folgenden Arten einzuordnen: Chaenomeles 
hybr. (Scheinquitte), Cotoneaster i. Arten u. Sorten (Felsmis-
pel), Potentilla fruticosa i.S. (Fingerstrauch), Ribes divaricatum 
(Küsten-Stachelbeere), Rosa nitida (Glanz-Rose). 
 

  

8.6.  Maßnahme M2.3:  
Innerhalb der privaten Grünfläche zwischen den Flächen St1 
und St2 ist eine Sichtschutzpflanzung mit einer frei wachsen-
den Hecke mit einer Pflanzdichte 1 Strauch (v., Höhe 60-100 
cm) je 1 m² dieser privaten Grünfläche anzulegen. Folgende Ar-
ten sind zu verwenden: Rosa multiflora (Vielblütige Rose), Ro-
sa glauca (Hecht-Rose), Rosa moyesii (Mandarin-Rose), Spiraea 
in Sorten (Spierstrauch) 
 

  

8.7.  Maßnahme M2.4: 
Innerhalb der privaten Grünfläche östlich der Planstraße A 
sind Neupflanzungen als Doppelbaumreihe Robinia pseudoa-
cacia "Casque Rouge" Hochstamm, StU min 18/20 cm zu entwi-
ckeln. Die Fläche unter den Bäumen ist mit Rasen, Bodende-
ckern und Frühlingsblühern anzulegen. 
 

  

8.8.  Maßnahme M2.5: 
Innerhalb der ca 3,00m breiten Pflanzfläche westlich der Plan-
straße A sind Pflanzungen als Baumreihe  gem. Planeintrag 
sowie 100 Bodendecker/ Kleinsträucher je 100 m² dieser Fläche 
anzulegen. Im Bereich der Dreiecksfläche beträgt die Pflanz-
dichte 75 Sträucher (Höhe 60 -100) je 100 m² der privaten Grün-
fläche anzulegen. Folgende Arten sind zu verwenden: Bäume 1. 
Ordnung, Hochstamm, StU min 14-16 cm: Acer pseudoplatanus 
(Bergahorn), Acer platanoides (Spitzahorn), Tilia cordata (Win-
terlinde), Corylus colurna (Baumhasel), , Sträucher verpflanzt, 
H 60-100 cm: Amelanchier lamarckii (Kupfer- Felsenbirne), Ca-
ragana arborescens (Gewöhnl. Erbsenstrauch), Cornus mas 
(Kornelkirsche) Cornus sanguinea (Roter Hartriegel), Corylus 
avellana (Haselnuss), Forsythia (Goldglöckchen), Ligustrum 
vulgare (Liguster), Lonicera xylosteum (Gemeine Heckenkir-
sche), Malus in Sorten (Zierapfel), Rosa multiflora (Vielblütige 
Rose) Rosa rugosa (Apfel- Rose), Viburnum lantana (Wolliger 

  

zulässig. Davon ausgenommen sind: 
- zulässige Einfriedungen, 
- Zufahrten und Zuwegungen zu den Hauptanlagen, 
- Sichtschutzwände, Treppen und Rampen,  
- maximal 6 Standorte zum Sammeln von Einkaufswagen nur 
innerhalb der Fläche St1 , 
- eingehauste Müllsammelstellen und -behälter innerhalb der 
Fläche St2.  

 
4.7.  Carports und Garagen sind im sonstigen Sondergebiet SO Ein-

zelhandel (EZH) nicht zulässig. Offene Stellplätze sind nur in-
nerhalb der Flächen St1 und St2 zulässig, davon Stellplätze für 
Besucher nur innerhalb Fläche St1 und Stellplätze für Mitarbei-
ter nur innerhalb Fläche St2. 

 

 § 12 Abs. 6 BauNVO 

4.8.  In den privaten Grünflächen innerhalb der dafür festgesetzten 
Flächen sind zulässig:  
- W1: Anlagen für einen Werbepylon mit Hinweisschildern für 
Nutzungen des sonstigen Sondergebietes in einer maximalen 
Größe von Länge 3,00m, Breite 3,00m und Höhe 12,00m nach 
zeichnerischer Festsetzung A3,  
- W2: Anlagen für maximal 3 Fahnenmasten für Nutzungen des 
sonstigen Sondergebietes mit maximaler Höhe 8,00m,  
- W3: Anlagen für ein Hinweisschild zur Parkplatzzufahrt des 
sonstigen Sondergebietes mit folgenden max. Maßen:   Breite 
2,50m, Höhe 3,50m und Höhe über OK-Gelände 8,00m, 
 - W4: Anlagen für maximal 4 Werbetafeln für Nutzungen des 
sonstigen Sondergebietes mit folgenden maximalen Maßen: 
Breite 3,60m, Höhe 2,60m und Höhe über OK-Gelände 3,50m.  
 

 § 14 Abs. 1 BauNVO 

5.  DIE HÖCHSTZULÄSSIGE ZAHL DER WOHNUNGEN IN 
WOHNGEBÄUDEN 
 

 § 9 Abs. 1 Nr. 6 
BauGB 

5.1.  In den allgemeinen Wohngebiete WA 01 bis WA04 ist je ange-
fangener 250m² Baugrundstücksfläche höchstens eine Woh-
nung zulässig. 
In den allgemeinen Wohngebiete WA 05 bis WA18 ist je ange-
fangener 400m² Baugrundstücksfläche höchstens eine Woh-
nung zulässig. 
 

  

6.  FLÄCHEN FÜR DIE RÜCKHALTUNG UND VERSICKE-
RUNG VON NIEDERSCHLAGSWASSER 
 

 § 9 Abs. 1 Nr. 14 
BauGB 

6.1.  Innerhalb der privaten Grünflächen ist eine Anlage für natur-
nahe Regenrückhaltung des Niederschlagswassers des sonsti-
gen Sondergebietes SO Einzelhandel (EZH) zulässig. 
 

 § 9 Abs. 1 Nr. 14 
BauGB 

7.  GRÜNFLÄCHEN 
 

 § 9 Abs. 1 Nr. 15 
BauGB 

7.1.  In der öffentlichen Grünfläche sind neben den Bepflanzungen 
nur Geh- und Radwege, Anlagen für unterirdische Leitungsfüh-
rungen und zur Erschließung des Gleichrichterunterwerk 
GUW7 zulässig. 
 

  

7.2.  In den privaten Grünflächen sind neben den Bepflanzungen 
nur folgende baulichen Anlagen zulässig: 
- Flächen und Anlagen für naturnahe Regenrückhaltung  
- unterirdische Leitungsführungen und damit verbundene An-
lagen,  
- Absturzsicherungen,  
- ausnahmsweise eine maximal 3,50m breite Wegeführung für 
Fussgänger und Radfahrer in der Fläche parallel zur Bindersle-
bener Straße,  
- der zeichnerisch festgesetzte Lärmschutzwall, 

  

TEIL B: TEXTLICHE FESTSETZUNGEN  
 
 

PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN NACH § 9 Abs.1 bis 3 BauGB    
 
Nr. Festsetzung 

 
 

 Ermächtigung 
 
 

0.  Im Rahmen der getroffenen Festsetzungen sind nur solche 
Vorhaben zulässig, zu deren Durchführung sich der Vorha-
benträger im Durchführungsvertrag verpflichtet. 
 

 § 12 Abs. 3a Satz 1 
BauGB i. V. m. § 9 
Abs. 2 BauGB 

1.  ART DER BAULICHEN NUTZUNG  § 9 Abs. 1 Nr. 1 
BauGB  
 

1.1.  In den allgemeinen Wohngebieten WA01 bis WA18 gem. Tabel-
le 1 sind die nach § 4, Abs. 2 Nr. 2 BauNVO allgemein zulässi-
gen, der Versorgung des Gebietes dienenden Läden sowie die 
allgemein zulässigen Schank- und Speisewirtschaften, nicht 
störende Handwerksbetriebe nur ausnahmsweise zulässig.  
Die nach § 4 Abs. 3 Nr. 3, 4 und 5 BauNVO ausnahmsweise zu-
lässigen Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und 
Tankstellen sind nicht zulässig. 
 

  

1.2.  Das Sonstige Sondergebiet SO Einzelhandel (EZH) dient aus-
schließlich der Zweckbestimmung Einzelhandel. Anlagen der 
Fremdwerbung sind unzulässig. 
 
Im Sonstigen Sondergebiet SO Einzelhandel (EZH) sind zuläs-
sig: 
- ein Lebensmittelmarkt mit maximal 1.650m² Verkaufsfläche 
(VKF) nahversorgungsrelevanten Kernsortimenten Nahrungs- 
und Genussmittel zzgl. 150m² VKF für Randsortimente wie 
Drogeriewaren, Parfümerie- und Kosmetikartikel, Pharmazeu-
tika, Reformwaren, Schnittblumen, Zeitungen / Zeitschriften,  
- ein Getränkemarkt mit maximal 600m² VKF mit dem nah-
versorgungsrelevanten Kernsortiment Getränke, 
- eine Bäckerei mit Bistro mit maximal 250m² Nutzfläche und 
davon maximal 80m² VKF für Backwarenverkauf. 
Die gesamte VKF des Lebensmittelmarktes darf 1.800m² nicht 
überschreiten. Die gesamte VKF des Sonstigen Sonder-
gebietes SO Einzelhandel (EZH) darf 2.650m² nicht überschrei-
ten. 
 

 §11 Abs. 2 BauNVO 
 
 

2.  MASS DER BAULICHEN NUTZUNG  § 9 Abs. 1 Nr. 1 
BauGB  
 

2.1.  Die zulässige Grundfläche darf durch die Grundflächen der in 
§19 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauNVO bezeichneten Anlagen  
- in den WA01 bis WA04 und WA16 bis WA18 um höchsten 25 
von Hundert und  
- im sonstigen Sondergebiet SO Einzelhandel (EZH) ausnahm-
weise bis zu einer Grundflächenzahl von 1,0 überschritten 
werden.  
 
 

 § 16 Abs. 2 BauNVO 
 
§ 19 Abs. 4 Satz 3 
BauNVO 

2.2.  Die Oberkante baulicher Anlagen ist der höchste Punkt der 
baulichen Anlagen, deren Bezugsebene ist die mittig zum Ge-
bäude lotrecht gemessene Höhenlage der Oberkante der an-
grenzenden Straßenverkehrsfläche der Planstraßen. 
 
In den WA01 bis WA04 wird entlang der festgesetzten Baulinie 
zur Binderslebener Landstraße eine Oberkante baulicher Anla-
gen von mindestens 6,00m festgesetzt. 
Im WA07 wird eine Oberkante baulicher Anlagen von maximal 

  § 18 Abs. 1 BauNVO  
 
 
 
 
§ 16 Abs. 2 Nr.4  
BauNVO 

Verfahrensvermerke zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan  
BRV562 „Beim Bunten Mantel“ 

Der Stadtrat Erfurt hat am 15.12.2010 mit Beschluss Nr. 1864/10, ortsüblich bekannt gemacht im 
Amtsblatt der Landeshauptstadt Erfurt Nr. 2 vom 28.01.11, den Einleitungsbeschluss gefasst. 
 
 
Erfurt, den 
 

Oberbürgermeister 
 

Der Stadtrat Erfurt hat am 23.11.2011 mit Beschluss Nr. 1947/11 , ortsüblich bekannt gemacht im Amtsblatt 
der Landeshauptstadt Erfurt Nr.  20 vom 30.12.2011, den Aufstellungsbeschluss gefasst, den Vorentwurf 
des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes und dessen Begründung gebilligt und die Durchführung der 
frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit beschlossen. 
 
 
Erfurt, den 
 

Oberbürgermeister 
 

Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB, bekannt gemacht im Amtsblatt der 
Landeshauptstadt Erfurt Nr. 20 vom 30.12.2011, ist vom 09.01.2012 bis zum 10.02.2012 durch öffentliche 
Auslegung des Vorentwurfes und dessen Begründung durchgeführt worden. 
 
 
Erfurt, den 
 

Oberbürgermeister 
 

Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind gem. § 4 Abs. 1 
 BauGB mit Schreiben vom 30.12.2011 zur Äußerung auch im Hinblick auf den erforderlichen 
Detaillierungsgrad der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB aufgefordert worden. 
 
 
Erfurt, den 
 

Oberbürgermeister 
 

Der Stadtrat Erfurt hat am                 mit Beschluss Nr.                 den Entwurf des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes mit Begründung gebilligt und die öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB 
beschlossen. 
 
 
Erfurt, den 
 

Oberbürgermeister 
 

Der Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes und dessen Begründung und die wesentlichen, 
bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen haben gem. § 3 Abs. 2 Satz 1 BauGB in der Zeit 
vom                 bis zum                 öffentlich ausgelegen. 

Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung, sowie Angaben dazu, welche Arten umweltbezogener 
Informationen verfügbar sind,  sind gem. § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB im Amtsblatt der Landeshauptstadt 
Erfurt Nr.       vom                 ortsüblich bekannt gemacht worden. 
 
 
Erfurt, den 
 

Oberbürgermeister 
 

Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind gem. § 4 Abs. 2 
 BauGB mit Schreiben vom                 zur Stellungnahme aufgefordert  worden. 
 
 
Erfurt, den 
 

Oberbürgermeister 

 

Der Stadtrat Erfurt hat am                 mit Beschluss Nr.                 nach Prüfung der abgegebenen 
Stellungnahmen die Abwägung beschlossen und den vorhabenbezogenen Bebauungsplan gemäß § 10 
Abs. 1 BauGB i.V.m. § 83 Abs. 2 ThürBO und  §§ 19, 2 ThürKO als Satzung 
 

BESCHLOSSEN 
 
 
Erfurt, den 
 

Oberbürgermeister 
 

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan einschließlich der Textfestsetzung wurde gemäß § 21 Abs. 3 
ThürKO der Rechtsaufsichtsbehörde  mit Schreiben vom                 vorgelegt. Die Satzung wurde nicht 
beanstandet. 
 
 
Erfurt, den 
 

Oberbürgermeister 
 

Die Übereinstimmung des textlichen und zeichnerischen Inhalts dieses vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes mit dem Willen der Landeshauptstadt Erfurt sowie die Einhaltung des gesetzlich 
vorgeschriebenen Verfahrens zur Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes werden 
bekundet. 
 

AUSFERTIGUNG 
 
 
Erfurt, den 
 

Landeshauptstadt Erfurt 
A.Bausewein 

Oberbürgermeister 
 

Der vorhabenbezogene Bebaungsplan wurde gemäß § 10 Abs. 3 BauGB im Amtsblatt der 
Landeshauptstadt Erfurt Nr.       vom                 ortsüblich bekannt gemacht. 
Mit dieser Bekanntmachung wurde der vorhabenbezogene Bebauungsplan 
 

RECHTSVERBINDLICH 
 
 
Erfurt, den 
 

Oberbürgermeister 
 

 

   
 Vorhabenbezogener Bebauungsplan BRV562  
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Es wird bescheinigt, dass die Flurstücke mit ihren Grenzen und Bezeichnungen als Grundlage für die 
geometrischen Festlegungen der neuen städtebaulichen Planung mit dem Liegenschaftskataster nach 
dem Stand vom 04.03.2009 übereinstimmen. (Kartengundlage: Vermessungsplan mit Stand vom 
04.03.2009/ Vermessungsbüro Kräling und ALK mit Stand von 12/2008) 

 
Apolda, den 
 

Thüringer Landesamt für Vermessung und Geoinformation 
Katasterbereich Apolda 

 
 

9,00m festgesetzt. 
Im WA18 wird eine Oberkante baulicher Anlagen von maximal 
7,50m festgesetzt. 
Im sonstigen Sondergebiet SO Einzelhandel (EZH) 
wird eine Oberkante baulicher Anlagen von mindestens 6,50m 
und maximale 9,50m festgesetzt. 
 
Für die WA01 bis WA18 und im sonstigen Sondergebiet SO Ein-
zelhandel (EZH) wird durch die in den Ansichten A2 und A3 
festgesetzen Höhenmaße, die Oberkante baulicher Anlagen 
über Oberkante Fußboden Erdgeschoss im Rohbau in Metern 
festgesetzt. 
Abweichungen bis zu 0,50m sind ausnahmsweise zulässig. 
 

2.3.  Die Sockelhöhe ist der Abstand zwischen Oberkante Fußboden 
Erdgeschoss im Rohbau und der gemittelten Höhenlage der 
angrenzenden Oberkante der angrenzenden Straßenverkehrs-
fläche der Planstraßen A bis F (Bezugsebene). Die Sockelhöhe 
in den allgemeinen Wohngebieten wird wie folgt festgesetzt:  
- WA01, WA02, WA03, WA04, WA08, WA09, WA10, WA11, WA14, 
WA15  maximal 0,25m über o.g. Bezugsebene, 
- WA05, WA12, WA16 und WA18 maximal 1,50m über o.g. Be-
zugsebene, 
- WA06 und WA 13 maximal 1,20m unterhalb o.g. Bezugsebene, 
- WA07 maximal 4,00m über der Bezugsebene, 
- WA17 maximal 0,30m unterhalb o.g. Bezugsebene. 
Die maximale Sockelhöhe beträgt im sonstigen Sondergebiet 
SO Einzelhandel (EZH) 1,20m über o.g. Bezugsebene. 
Ausnahmsweise kann von den o.g. Sockelhöhen bis zu 0,50m 
abgewichen werden. 
 
 

 § 18 Abs. 1 BauNVO 

3.  BAUWEISE, ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHE 
UND ZUORNUNG ZULÄSSIGER HAUSTYPEN ENT-
SPRECHEND DEN ZEICHNERISCHEN FESTSETZUNGEN 
IN TEIL A2 UND A3 
 

 § 9 Abs. 1 Nr. 2 
BauGB i.V.m. §12 
Abs. 3 Satz 2 
BauGB  
 

3.1.  In den WA01 bis WA04 wird eine abweichende Bauweise a1 
festgesetzt. Innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche 
sind Gebäude ohne seitlichen Grenzabstand zu errichten. O-
berhalb einer Höhe von 2 Vollgeschossen kann davon einseitig 
abgewichen werden. 
 

 § 22 Abs. 4 BauNVO 

3.2.  In den WA01 bis WA18 sind die in der zeichnerischen Festset-
zung Teil A2 festgesetzten Haustypen mit jeweiliger Zuord-
nung in der Tabelle 1 zulässig. 
 

  

3.3.  Im Sonstigen Sondergebiet SO Einzelhandel (EZH) sind Ge-
bäude in abweichender Bauweise a2 entsprechend einer offe-
nen Bauweise nach § 22 Abs. 2 Satz 1 BauNVO zu errichten. Eine 
Längenfestsetzung der Gebäude nach § 22 Abs. 2 Satz 2 BauN-
VO besteht nicht.  
 

 § 22 Abs. 4 BauNVO 

3.4.  Im Sonstigen Sondergebiet SO Einzelhandel (EZH) ist der in 
der zeichnerischen Festsetzung Teil A3 festgesetzte Haustyp 
Einzelhandel zulässig.  
 

  

3.5.  Ausnahmsweise dürfen in den allgemeinen Wohngebieten 
WA01 bis WA18 festgesetzte Baulinien und Baugrenzen je 
Baugrundstück bis zu einer Länge von 4,00m und einer maxi-
malen Tiefe von 0,50 m über- oder unterschritten werden. 
 
 

 § 23 Abs. 2 Satz 3 
BauNVO 
 

4.  NEBENANLAGEN, GARAGEN, CARPORTS UND STELL-  § 9 Abs.1 Nr. 4 
BauGB i.V.m. §12 

PLÄTZE MIT IHREN EINFAHRTEN
 

Abs. 3 Satz 2 
BauGB  
 

4.1.  Für Zufahrten gilt: 
- In den allgemeinen Wohngebieten WA01 bis WA18 sind Zu-
fahrten nur von den Planstraßen A bis F und nur mit jeweils 
einer Zufahrt von maximal 3,50m Breite je Baugrundstück zu-
lässig. 
- Im sonstigen Sondergebiet SO Einzelhandel (EZH) sind Zu-
fahrten nur in den im Plan markierten Bereichen zulässig.  
- Zufahrten zur Fläche für Versorgungsanlagen (Trafo der E-
VAG) sind nur in dem im Plan markierten Bereich zulässig 
- Zufahrten sind in der öffentlichen und den privaten Grünflä-
chen nicht zulässig. 
 

 § 9 Abs. 1 Nr. 4 
BauGB 

4.2.  Für die allgemeinen Wohngebiete WA01 bis WA18 gilt: 
- Nebenanlagen nach § 14 Abs. 1 BauNVO sind nur innerhalb der 
zeichnerisch festgesetzten überbaubaren Grundstücksflächen 
und in Flächen für Carports (überdachte Stellplätze) und Gara-
gen entsprechend der zeichnerischen Festsetzung Teil A4 zu-
lässig.  
- Davon ausgenommen sind Spielanlagen, zulässige Einfrie-
dungen, Zufahrten und Zuwegungen zu den Hauptanlagen, 
Sichtschutzwände, Stufen- und Briefkastenanlagen. 
- Ausnahmsweise zulässig sind Nebenanlagen nach § 14 Abs. 1 
BauNVO außerhalb der zeichnerisch festgesetzten überbauba-
ren Grundstücksfläche nur in den rückwärtigen straßenabge-
wandten Grundstücksteilen bis zu einer Größe von 20 m³ zzgl. 
Wäschehängen, Pergolen, Sichtschutzwände mit maximaler 
Höhe 3,00m und maximaler Länge 2,50m,  sowie nicht über-
dachte Wasserbecken. 
- Müllsammel- und Übergabeanlagen sind nur in den dafür 
festgesetzten Flächen entsprechend der zeichnerischen Fest-
setzung A4 zulässig. 
 

 § 14 Abs. 1 BauNVO 

4.3.  In den allgemeinen Wohngebieten WA01 bis WA04 gilt: 
- Garagen sind nur ausnahmsweise zulässig. Offene Stellplätze 
sind unzulässig. Carports (überdachte Stellplätze) sind nur in 
den dafür festgesetzten Flächen entsprechend der zeichneri-
schen Festsetzung A4 zulässig. 
 

 § 12 Abs. 6 BauNVO 
 

4.4.  In den allgemeinen Wohngebieten WA06, WA09, WA11, und 
WA13 gilt: 
- offene Stellplätze, Carports (überdachte Stellplätze) und Ga-
ragen sind nur innerhalb der für Carports und Garagen festge-
setzten Flächen zulässig.  
 

 § 12 Abs. 6 BauNVO 

4.5.  In den allgemeinen Wohngebieten WA05, WA07, WA08, WA10, 
WA12, WA14, WA15, WA16, WA17 und WA18 gilt: 
- Carports (überdachte Stellplätze) und Garagen sind nur in-
nerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche und der dafür 
festgesetzten Flächen zulässig. Offene Stellplätze sind nur in-
nerhalb der Flächen für Carports (überdachte Stellplätze) und 
Garagen zulässig. 
- In den WA05 und WA14 sind abweichend auch außerhalb der 
überbaubaren Grundstücksfläche Carports (überdachte Stell-
plätze) und Garagen in der nördlichen Abstandfläche zulässig.  
- In den WA08 und im WA12 sind abeichend auch außerhalb der 
überbaubaren Grundstücksfläche ausnahmweise Carports (ü-
berdachte Stellplätze) und Garagen in der südlichen Abstand-
fläche zulässig. 
 

 § 12 Abs. 6 BauNVO 

4.6.  Für das Sonstige Sondergebiet SO Einzelhandel (EZH) gilt: 
Nebenanlagen nach § 14 Abs. 1 BauNVO sind nur innerhalb der 
zeichnerisch festgesetzten überbaubaren Grundstücksfläche 

 § 14 Abs. 1 BauNVO 
 
 

- zulässige Werbeanlagen in den zeichnerisch festgesetzten 
Flächen. 
 

8.  MAßNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR 
ENTWICKLUNG VON BODEN, NATUR UND LAND-
SCHAFT 
 

 § 9 Abs. 1 Nr. 20 
BauGB 
 

8.1.  Maßnahme M1.0/ E1.0:  
Innerhalb der öffentlichen Grünfläche an der Binderslebener 
Landstraße ist eine Doppelreihe / Allee aus zu erhaltenden 
Bäumen (E1.0) und Neupflanzungen (M1.0) zu entwickeln. Für 
Neupflanzungen sind Winterlinden (Tilia cordata) als Hoch-
stamm mit Mindeststammumfang 20/25 cm zu verwenden. 
Die zum Erhalt festgesetzten Bäume sind durch Pflege (z.B. 
Kronenschnitt, Beseitigung von Stockaustrieb) in die Doppel-
reihe / Allee zu integrieren. Unter den Bäumen sind die Flä-
chen mit Rasen, Bodendeckern sowie Strauchgruppen zu ges-
talten. Für die Sträucher sind folgende Arten mit einer Höhe 
von 60-100 cm zu verwenden: Amelanchier (Felsenbirne), Cor-
nus  mas (Kornelkirsche), Cornus sanguinea (Roter Hartriegel), 
Corylus avellana (Haselnuss), Cotoneaster in Arten und Sorten 
(Felsenmispel), Forsythia (Goldglöckchen), Malus in Sorten 
(Zierapfel), Ribes in Arten und Sorten (Johannisbeere), Rosa in 
Arten und Sorten (Strauchrosen), Rosa multiflora (Vielblütige 
Rose), Spireaea in Arten und Sorten (Spierstrauch), Viburnum 
(Schneeball). 
 

  

8.2.  Maßnahme M1.1: 
Innerhalb der festgesetzten Pflanzfläche in der Planstraße A 
ist eine Baumreihe als Hochstamm der Art aus Acer campestre 
"Elsrijk" (Kegel- Feldahorn) mit Mindeststammumfang 18/20 
cm zu entwickeln. Unter den Bäumen sind Rasen und Boden-
decker mit einer Pflanzdichte 4 Bodendecker / Kleinsträucher 
je 1 m² der folgenden Arten anzulegen: Hedera helix (Efeu), Po-
tentilla fruticosa (Fingerstrauch), Rosa bodendeckende Sorten 
Vinca minor (Kleines Immergrün).  Die Pflanzflächen dürfen 
für eine maximal 3,50m breite Grundstückserschließung je 
Baugrundstück des WA18 unterbrochen werden.  
 

  

8.3.  Maßnahme M2.0:  
Innerhalb der privaten Grünfläche an der Binderslebener Land-
straße ist eine Doppelreihe Linden durch Neupflanzungen Ti-
lia cordata (Winterlinde) mit StU min 20/25 als Hochstamm zu 
entwickeln. Die zum Erhalt festgesetzten Bäume sind durch 
Pflege (z.B. Kronenschnitt, Beseitigung von Stockaustrieb) in 
die Doppelreihe / Allee zu integrieren. Die Fläche unter den 
Bäumen ist mit Rasen, Bodendeckern und Frühlingsblühern 
sowie Strauchgruppen (Höhe 60-100 cm) der folgenden Arten 
anzulegen: Amelanchier (Felsenbirne), Cornus  mas (Kornelkir-
sche), Cornus sanguinea (Roter Hartriegel), Corylus avellana 
(Haselnuss), Cotoneaster in Arten und Sorten (Felsenmispel), 
Forsythia (Goldglöckchen), Malus in Sorten (Zierapfel), Ribes in 
Arten und Sorten (Johannisbeere), Rosa in Arten und Sorten 
(Strauchrosen), Rosa multiflora (Vielblütige Rose), Spireaea in 
Arten und Sorten (Spierstrauch), Viburnum (Schneeball). 
 

  

8.4.  Maßnahme M2.1:  
Innerhalb der privaten Grünflächen östlich und südlich des 
sonstigen Sondergebietes sind Pflanzungen als gemischte 
Baumreihen und Baumgruppen sowie frei wachsende Hecken 
aus standortgerechten Gehölzen mit einer Pflanzdichte von je 
75 Kleinsträuchern, 15 Sträuchern, 1 Baum 1. Ordnung und 1 
Baum 2. Ordnung je 150 m² dieser privaten Grünflächen anzu-
legen. Entlang der Heinrich- und Ottostraße ist je eine Reihe 
aus Bäumen 1. Ordnung mit Straßenbezug vorzusehen. Folgen-
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